
 

 

 
 
 
 
 
 

 

 

 

Der Gemeinderat möge folgendes beschließen: 

 

1. Der Oberbürgermeister wird aufgefordert eine Stabstelle einzurichten, die Fälle von 

Sozialmissbrauch in Mannheim identifiziert, verfolgt und bekämpft.  

2. Der Aufgabenbereich der Stabstelle soll sich auf sämtliche Transferleistungen der 

Stadt Mannheim aus den Fachbereichen 50 und 58 konzentrieren.  

3. Bei Bedarf können weitere Transferleistungen einbezogen werden. 

4. Die Arbeitsgruppe soll als Stabstelle eingerichtet und direkt einem Dezernenten 

zugeordnet werden. 

5. Die Einrichtung der Stabstelle erfolgt ohne die Schaffung zusätzlicher, neuer 

Personalstellen durch Umwidmung oder Verlagerung vorhandener Stellen. 

6. Dem Gemeinderat wird halbjährlich über die Zahl der ermittelten Fälle und die jeweils 

erzielten Ergebnisse berichtet. 

7. Nach einem Jahr erfolgt eine Evaluation und Entscheidung über das weitere 

Vorgehen.  

 

 

Begründung: 

 

Die Transferleistungen in den Bereichen Jugend und Soziales sind in den letzten Jahren 

überproportional angestiegen. Gleichzeitig mehren sich die Berichte in der Presse über 

systematischen Sozialmissbrauch durch die unterschiedlichsten Personengruppen und 

Leistungsempfänger in Deutschland.  

Um hier gegenzusteuern schlagen wir vor, eine Stabstelle "Sozialmissbrauch" einzurichten, 

die in Zusammenarbeit mit weiteren Einrichtungen wie Polizei, Ordnungsamt, Jobcenter und 

Ausländeramt Fälle von Kindergeld- sowie Bürgergeld- und Sozial-Bezug aufdeckt und 

diesen Missbrauch verfolgt und bekämpft. 
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Beispielsweise wurde eine solche Stabstelle vor einiger Zeit in Duisburg geschaffen, die als 

ersten Erfolg im Rahmen einer groß angelegten Kontrolle zahlreiche Fälle aufgedeckt hat, bei 

denen Zahlungen durch fingierte Familienverhältnisse erschlichen wurden. Darüber hinaus 

wird in Duisburg gegen kriminelle Banden ermittelt, die Menschen aus dem Ausland mit 

falschen Jobversprechen nach Duisburg locken, ihnen gefälschte Arbeitsverträge 

aushändigen und sie zwingen, den Großteil des Bürgergeldes abzugeben. 

Duisburgs Oberbürgermeister Sören Link (SPD) zeigte sich zufrieden mit dem Ergebnis der 

Großkontrolle und der Arbeit seiner Stabstelle. Er ist der Meinung, dass sich der Aufwand 

gelohnt hat, massiver Sozialbetrug aufgedeckt und so immenser finanzieller Schaden 

abgewendet wurde. 

Die Freien Wähler Mannheimer Liste sind überzeugt, dass es auch in Mannheim derartige 

Fälle gibt. Um diesem Missbrauch vorzubeugen fordern wir, dass die Stadt Mannheim alles 

daransetzt, solche Fälle aufzudecken und zu verhindern. Dies ist nach Meinung der ML 

effektiv über die Einrichtung dieser Stabstelle umsetzbar. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

     
Holger Schmid  Christopher Probst  Prof. Dr. Achim Weizel  

Vorsitzender   stellv. Vorsitzender  Stadtrat 
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